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«Iss was auf den Teller kommt»

«Iss was auf den Teller kommt» – zugege-
ben, diese Aussage klingt etwas patriarchalisch. 
Trotzdem dürfte sie dem einen oder anderen 
Leser bekannt vorkommen. Denn als das Essen 
noch knapper und die Essgewohnheit nach den 
verfügbaren Lebensmitteln gerichtet wurde, da 
hatte der Begriff «Foodwaste» noch keine Be-
deutung. Das Essen galt nicht als «Lifestyle», 
es diente dem Überlebensinstinkt. Das Dicksein 
galt als Zeichen von Reichtum oder Völlerei 
– aber der Körper war kein Bauwerk, das ana-
lysiert, optimiert und bearbeitet wurde. Damals 
war Fleisch noch ein angesehenes Lebensmittel. 
Nie wäre es jemandem in den Sinn gekommen, 
einen Fleischkäse pink einzufärben, um ihn als 
«Einhorn-Fleischkäse» zu verkaufen. Heute 
müssen die Gerichte immer schöner, künstlicher 
und schmackhafter aussehen: «Foodporn» ist 
schliesslich so was von «in».

Ja, diese Zeilen drehen sich ums Essen. Das 
ist natürlich nur der Überbegriff: Es geht um 
Essgewohnheiten und Lebensmittel. Nicht in 
Form von Lifestyle, sondern um die bedenk-
liche Entwicklung von der lebensnotwendigen 
Energiequelle zum Wohlstandsprodukt. Geld-
maschinerie, Handelsware, Mittel zum Zweck: 
Essen ist alles, nur kein Genuss mehr. Gesund 
muss es sein, kalorienarm und zuckerfrei. Die 
Figur ist Prestige. Aber hallo, wer folgt in den 
sozialen Medien einem «Influencer», der nicht 
perfekt aussieht?  

Vegetarier und Veganer sind total «hip», Fleisch-
esser total «out». Personen, die zum Tierwohl 
auf Fleisch verzichten, ernten Bewunderung. 
Die sozialen Medien werden mit fleischlosen 
Rezepten gefüttert. Die Avocado boomt. Viel-
leicht helfen die aktuellen «Superfoods» dabei, 

das Tierwohl zu verbessern; nebenbei führen sie 
aber auch zu grossem Leid. Wussten Sie, dass 
wegen dem derzeitigen Avocado-Überkonsum 
grosse Waldflächen abgeholzt und viele notbe-
dürftige Menschen schamlos ausgebeutet wer-
den? Die Kontrolle über das eine Problem hat 
das nächste hervorgerufen.

Im Duden wird das Wort Lebensmittel folgen-
dermassen definiert: «Ware zum Essen oder 
Trinken, die zum Bedarf des täglichen Lebens 
gehört». Diesen Wert hat das Lebensmittel in 
unserer westlichen Gesellschaft längst verloren. 
Essensgewohnheiten wachsen wie Pilze aus dem 
Boden. Die derzeitige Entwicklung ist ein klares 
Symbol dafür, dass es uns heute zu gut geht. 
Es würde nicht schaden, wenn uns hier und da 
wieder jemand erinnern würde: «Iss was auf den 
Teller kommt».

Von
Saskia Iten,  
5242 Birr-Lupfig AG

www.bernaktuell.ch
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Anna Elisabeth Ochs (1791–1864) – 
Kunstmäzenin aus Trauer
Von Claudia Engler, aus «Berner Zeitschrift für 

Geschichte» (BEZG)

Rund 100 Jahre lang zierte die aus weissem 
italienischem Marmor gefertigte Gedenktafel 
den Zugang zur damaligen Stadtbibliothek im 
ersten Stock der Münstergasse 61. Heute steht 
die Tafel im Magazin der Burgerbibliothek Bern. 
Die Bibliothekskommission der Burgerbiblio-
thek Bern vergibt, rund 150 Jahre nach dem Tod 
der «edeln Donatorin», weiterhin jährlich das 
von Anna Elisabeth Ochs gestiftete Kunststi-
pendium. Gemäss dem Willen der Stifterin sollte 
das Stipendium «zur Beschenkung eines talent-
vollen, fleissigen und soliden jungen Berner-
Burgers, der sich einem Kunstfache wie Malerei, 
Bildhauerei oder Gravure berufsweise gewidmet 
hat und der fremde Kunstschulen zu besuchen 
im Falle ist», verwendet werden. Zu den Sti-
pendiaten gehörten bisher so bekannte Berner 
Künstlerpersönlichkeiten wie Karl Stauffer Bern 
(1857-1891), Rudolf Münger (1862-1929), Otto 
Meyer-Amden (1885-1933), Hanny Bay (1885-
1978) oder Martin Lauterburg (1891-1960). 
2016 wurde der Stiftungszweck ein letztes Mal 
angepasst. Berücksichtigt werden längst auch 
Frauen und moderne Kunstformen wie Fotogra-
fie oder Videokunst und neu auch Kunstprojekte 
und Publikationen.

Über die Stifterin ist nur wenig bekannt. Ge-
boren wurde sie 1791 als Tochter des aus der 
Gesellschaft zu Ober-Gerwern zünftigen Buch-
händlers Johann Anton Ochs (1752-1808) in 
Bern. Die Familie war verarmt. Elise Ochs, wie 
sie sich anfangs noch nannte, übernahm schon in 
jungen Jahren 1819 das Amt einer «gesetzlichen 
Schätzerin» im Dienst der Einwohnerpolizei-
kommission und zusätzlich ab 1823 auch das 
Amt der sogenannten Leichenbitterin. Sie hatte 
also bei Todesfällen die Bekanntmachungen und 
die Trauerfeiern zu organisieren. Darüber hinaus 
war sie für die Schatzung der Hinterlassenschaft 
und für die allfällige Versteigerung der Mobilien 
verantwortlich. Diese Ämter und ein privates 
Geschäft mit Möbel- und Zimmervermietungen 
waren offenbar einträglich, jedenfalls erwarb 

sich die sehr geschäftstüchtige Anna Elisabeth 
ein Vermögen. Bei ihrem Tode 1864 gehörte sie 
zu den reichsten Frauen der Stadt Bern.

So erfolgreich und aussergewöhnlich für eine 
Frau im 19. Jahrhundert ihre berufliche Karriere 
war, umso tragischer war ihr privates Schicksal. 
Als offensichtliche Schönheit war sie einem der 
italienischen Generäle, die in Bern für das Kö-
nigreich beider Sizilien Schweizer Regimenter 
anwarben, aufgefallen, nämlich Paolo Ruffo, 
dem Fürsten von Castelcicala, Herzog von 
Calvello (1791-1855). Der Liaison entsprang 
ein Kind, dessen Vaterschaft der Verursacher 
auf keinen Fall publik werden lassen wollte. 
Aufgrund der hohen politischen Brisanz be-
handelten die eidgenössischen und bernischen 
Behörden den Fall als «geheim». Allerdings 
war die Affäre gleichwohl stadtbekannt. Der 
Sigriswiler Pfarrer und Chronist Karl Howald 
(1796-1869) erwähnt in seiner Stadtbrunnen-
chronik «die Ochs» als «fürstliche Maitresse» 
und den «Herzog von Calvello», als «ein[en] 
liederliche[n] Hengst in Husaren-Uniform, der 
sich wie ein gemeiner Bub schuldenhalber auf 
und davon gemacht hatte». Tatsächlich verliess 
Ruffo, nachdem er 1828 erfolgreich ein Berner 
Infanterieregiment von 1452 Mann verpflichtet 
hatte, Bern auf dem schnellsten Weg. Anna 
Elisabeth Ochs versuchte, nur teilweise erfolg-
reich, Unterhaltszahlungen für den Sohn geltend 
zu machen. Sie blieb zeitlebens unverheiratet. 
Der Sohn Paul August Caesar (1827-1842) war 
offensichtlich künstlerisch begabt. Er starb mit 
15 Jahren während eines Aufenthaltes an einer 
Kunstschule in Deutschland. Wohl im Andenken 
an den Sohn richtete die Mutter testamentarisch 
das Stipendium ein. Auf dem Berner Bremgar-
tenfriedhof findet man an der nördlichen Fried-
hofsmauer noch immer ihren Grabstein, den 
man nach der Aufhebung des Monbijoufriedhofs 
1865 dorthin überführt hatte. Die in den Stein 
eingelassene, runde marmorne Plaquette zeigt 
eine trauernde Frau mit Urne, vielleicht ein idea-
lisiertes Porträt der Verstorbenen. Darunter steht 
in vergoldeter Inschrift: «Hier ruht Elisabetha 
Ochs von Bern[...]. Dank der Edeln!»

Quellen
Burgerbibliothek Bern, VA BBB A 101-103.
Burgerbibliothek Bern, ZA Ober-Gerwern 
47,269, 273 (4) und 921.
Burgerbibliothek Bern, Mss.h.h. XXlb 361-366, 
Karl Howald, Die Brunnen Berns in chronis-
tisch-historischer und ästhetischer Beziehung 
(Stadtbrunnenchronik), 6 Bde., 1842-1862, hier 
Bd. 362, S. 355 und Bd. 364, S. 192h.
Capitulation militaire pour un regiment 
d’infanterie du Canton de Berne Conclue entre 
Monsieur le Duc de Calvello, M inistre plenipo-
tentiaire de Sa Majeste le Roi des Deux-Siciles, 
1828.
Intelligenzblatt für die Stadt Bern 1834-1865 
(diverse Inserate und Anzeigen von A.E. Ochs).
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neue Kompetenzen für rasches Han-
deln in den Bereichen Innovation, Han-
del, Sicherheit, Migration und Verteidi-
gung. Mitgliedstaaten sollen Teile ihrer 
Souveränität an die EU abtreten, bei in-
ternationalen Handelsabkommen hätte 
das EU-Parlament das letzte Wort.
Ziel: Den EU-Bürgern soll mehr Kom-
petenzen für die EU-Kommission als 
Anreiz verkauft werden !

Das orchestrierte  
Migrations-Chaos

Fast täglich werden vor der libyschen 
Küste tausende von afrikanischen Mi-
granten in seeuntüchtigen Booten der 
Schlepper auf ihre Reise geschickt, in 
seetüchtige Schiffe umgeladen und si-

cher an Italiens Küste gebracht. Letztes Jahr waren es 
um die 180’000, Tendenz steigend.
Die zu uns gelangende afrikanische Armutsmigration 
hat mit Flüchtlingen nichts zu tun, sie überschwemmen 
Europa, vorab die Schweiz. Ob Asylant oder nicht, hier 
bleiben kann jedermann, da Rückschaffungen meist 
aussichtslos sind. Ob die Illegalen als Asylsuchende, 
als vorläufig Aufgenommene oder sonst wie deklariert 
werden, sie belasten alle unsere Sozialwerke.
 

In der Schweiz haben mus-
limische Fundamentalisten 
leichtes Spiel

Die Unterwanderung unserer Gesellschaft vollzieht sich 
schleichend, die Machtausbreitung nach aussen harm-
los. Das Ziel ist und bleibt aber die weltweite Islami-
sierung. Verschiedene Organisationen finanzieren und 
bauen islamische Kulturzentren. Viele Behörden reali-
sieren die Verstrickungen nicht und legen eine eklatante 
Naivität an den Tag.

Volksinitiative für Verhül-
lungsverbot eingereicht

Zur Freiheit gehöre, dass man einander ins Gesicht bli-
cke. Sogar der Europäische Gerichtshof sehe die auf-
gezwungene Gesichtsverhüllung im öffentlichen Raum 
als Widerspruch zum Zusammenleben in einer freien 
Gesellschaft. Das verletze weder die Glaubens- noch 
die Meinungsfreiheit.
Die Initiative «JA zum Verhüllungsverbot» richtet sich 
auch gegen kriminelle oder vandalistische Vermum-
mungen.
 

Schutz der Schweizer  
Grenze wieder in die  
eigenen Hände nehmen

Europa ist Ziel einer Völkerwanderung. Hunderttausen-
de sind bereits eingetroffen. In Nordafrika warten noch 
Millionen auf eine passende Überfahrt. Die Schweiz mit 
ihrem von Generationen erarbeiteten Wohlstand ist be-
gehrtes Ziel dieser Einwanderung. Die Schweiz und die 

Schweizer Sozialwerke werden deren Ausplünderung 
nicht überleben. Lücken in den Rechtsgrundlagen für 
gemeinsame Sicherheitseinsätze von Armee, Grenz-
wachtkorps und kantonale Polizeikorps müssen rasch 
geschlossen werden. Ab sofort sind in ausreichender 
Zahl Reserven auszubilden, welche die Einsatzkräfte 
ablösen können.
 

Eritreer machen Ferien im 
Heimatland

Viele Eritreer fliegen regelmässig zurück in das Land, in 
dem sie angeblich «an Leib und Leben bedroht» sind. 
Die 36’000 Flüchtlinge, von denen 80 Prozent von Sozi-
alhilfe leben, sind für Eritrea auch willkommene Devisen-
beschaffer. Dies bedeutet auch, dass sie mehrheitlich 
ihren Pass im Asylverfahren nicht vorweisen können, 
plötzlich aber wieder über Reisedokumente verfügen.

Im Jahre 2050 leben zehn 
Milliarden Menschen auf 
diesem Planet

Gemäss einer Studie des französischen Forschungs
instituts Ined zufolge, dürfte die Weltbevölkerung von 
gegenwärtig 7,5 Milliarden Menschen um etwa einen 
Drittel ansteigen. Die Bevölkerung auf dem afrika-
nischen Kontinent könnte sich verdoppeln, im Durch-
schnitt bringt eine Frau 7,3 Kinder auf die Welt. Der 
Weltdurchschnitt liegt bei 2,5 Kindern.
 
 

Abgewählter SP-Nationalrat 
Andi Tschümperlin wird  
Chef des Amtes für Asylwe-
sen in Zug

Die grüne Regierungsrätin hat ihm diesen Posten zuge-
schanzt. Der im Parlament als Willkommensklatscher 
für Asylanten bekannte Ex-Sekundarlehrer am wohldo-
tierten Posten mit einem Jahresgehalt von rund 180’000 
Franken. Fakt: Die Schweiz kennt keine Vetternwirt-
schaft!
 

Nationalrat will Koran
verteilung unterbinden

Die als salafistisch eingestufte Organisation «Lies!» soll 
verboten werden, sie wird mit der Verbreitung von dschi-
hadistischem Gedankengut in Verbindung gebracht. Der 
Rat hiess den Vorstoss des Solothurner SVP-National-
rats Walter Wobmann mit 109 zu 64 Stimmen bei 9 Ent-
haltungen gut.

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Schweiz finanziert auch 
nordkoreanisches Regime

Das Aussendepartement, Direktion für Entwicklungszu-
sammenarbeit (DEZA), lässt jährlich fast zehn Millionen 
Franken Steuergelder an dieses totalitäre Regime flies-
sen.
 

Schweizer Schützen den IS-
Terroristen gleichgestellt

Auf Grund der Schengener-Mitgliedschaft soll die neu-
trale Schweiz gezwungen werden, die Revision der EU-
Waffenrichtlinien zu übernehmen. Für Schweizer Sport-
schützen führt dies zu einer Reihe schwerwiegender 
Änderungen. Typisch für die Schweizer EU-Diplomatie, 
immer wieder von vornherein einzuknicken.
Der Soldat erhält seine persönliche Waffe, um diese im 
Ernstfall für Land und Leute einzusetzen, im Extremfall 
unter Einsatz seines Lebens. Bis vor Jahren hatte je-
der Wehrmann auch 100 Schuss Munition, versiegelt 
in einer Blechdose, für den Ernstfall. Das waren noch 
Zeiten, heute muss er sich bei einer Mobilmachung wohl 
mit dem Taschenmesser zufrieden geben. Ein Volk, das 
sich entwaffnen lässt, hat sich aufgegeben!
 

Die EU der 27 im Jahre 
2025

Brüssel will das Schwergewicht weiterhin auf Beschäf-
tigung, Wachstum und Investitionen legen. Der Binnen-
markt soll gestärkt, die Verkehrs- und Energieinfrastruk-
tur ausgebaut und die Finanzaufsicht weiter gestrafft, 
das Funktionieren des Euro-Währungsraums verbessert 
werden. Die Unternehmen sollen Anreize erhalten, ih-
ren Energieverbrauch zu senken, und es sollen neue 
Handelsabkommen mit Japan, Australien, Neuseeland 
und Lateinamerika abgeschlossen werden. Die EU soll 
schrittweise auf den Binnenmarkt, auf den gemein-
samen Waren- und Kapitalmarkt ausgerichtet werden. 
Einige EU-Mitgliedstaaten sollen eine «Koalition der Wil-
ligen» bilden (ein Europa der zwei Geschwindigkeiten). 
Im Visier stehen die gemeinsame Verteidigung (Verteidi-
gungsunion), Forschung und Industrie, intensivere Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und Nachrichtendienst, 
sowie Steuern und Soziales. Die EU-Kommission will 
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Berner Flughafen: Nur noch eine Richtung erlaubt, 
gemeinsam aufwärts!

Von Entente Bernoise 
www.ententebernoise.ch

«Bern-Belp kommt nicht vom Fleck …» Dieser 
Eindruck ergibt sich, wenn man die letzten Jahre 
der Flughafenentwicklung Revue passieren lässt. 
Carrier kamen und gingen, Linienverbindungen 
wurden angekündigt und verschwanden bald 
wieder. Ein Grossinvestor finanzierte mit Milli-
onenbeträgen eine Anzahl von Linienvarianten. 
Nach diesem Skywork-Exploit von 2013/14 mit 
einer Spitze von 270’000 sank die Passagier-
zahl wieder unter 200’000. Es gelang nicht, 
das zweifellos vorhandene Potenzial des Ein-
zugsgebietes nachhaltig zu mobilisieren. Oder 
wie ein Wirtschaftspapier der Gemeinde Belp 
es ausdrückte: Der «Sleeping Beauty» Flugha-
fen wartet immer noch darauf, wachgeküsst zu 
werden. Andererseits sind etliche nachhaltige 
Massnahmen zu erwähnen: Die Schaffung eines 
Parkplatzsystems mit über 500 Plätzen, die Ab-
fertigungszone nach Schengen-Richtlinien, die 
Pistenverlängerung um 200 Meter und schlus-
sendlich die von der Gemeinde Belp geschaffene 
bessere Flughafenzufahrt. 
Weniger positive Randerscheinungen sind die 
schwache Anbindung an den ÖV oder das seit 
Sommer 2017 geschlossene Flughafen-Hotel 
und -Restaurant.
Die Bilanzen der zwei Hauptakteure vor Ort 
entsprechen den herausfordernden Rahmen-
bedingungen: Die Skywork fliegt immer noch 
Verluste ein, die Flughafen Bern AG bewegt 
sich um die schwarze Null und bringt die Mittel 
für den zukunftsweisenden Weiterausbau nicht 
zusammen. Der Kanton als Herr der öffentli-
chen Verkehrspolitik verharrt ohne erkennbare 
Aktivitäten. Dabei beteuern Staat, Wirtschaft, 
Tourismus usw., dass Bern auf eine gute Luftan-
bindung angewiesen sei. Das kantonale Leitbild 
zeigt Ziele und Wege für die bernische Luft-
fahrt auf. Das Projekt für den Weiterausbau ist 
definiert und müsste rasch realisiert werden. 
Zudem weist der Luftfahrtpolitische Bericht des 
Bundesrates von 2016 den Regionalflughäfen 

explizit die Aufgabe zu, den «Überlauf» der 
Landesflughäfen aufzunehmen. Dies kann für 
Bern-Belp eine grosse Chance und Herausfor-
derung bedeuten.
Es muss gelingen, in den kommenden paar Jah-
ren nachhaltige Weichenstellungen zu schaffen 
um den stabilen Erfolg des Flughafenbetriebs 
zu sichern.

Ein nachhaltiges Zukunftsmodell ist 
Voraussetzung
Für eine erfolgreiche Überlebens- und Entwick-
lungsformel aus politischer Sicht stehen das Zu-
sammenspiel der beiden Hauptakteure Flugha-
fen und Skywork, ein optimales Betriebsmodell 
der Skywork, die starke Stellung im öffentlichen 
Verkehr und die wirtschaftliche Bedeutung des 
Flughafens im Zentrum.

Wer ist der Berner Flughafen?
Der Berner Flughafen ist nicht einfach die 
Berner Flughafen AG. Das wäre eine unvoll-
ständige Sicht. Der Berner Flughafen ist die 
ganze Werk-Gemeinschaft, die auf diesem Areal 
tätig ist und rund 400 Arbeitsplätze unterhält, 
Bern den Anschluss ans europäische Flugnetz 
gewährleistet und sich gegenseitig die Existenz 
ermöglicht.
Die Ruag; ein wichtiger Partner am Flughafen 
Bern. Der Flughafenbetreiber – die Flughafen 
Bern AG – stellt Infrastruktur und Leistungen 
bereit, welche die erfolgreiche Arbeit der Lini-
enflieger und der anderen Nutzer wie Business-
Flieger, Lufttransportdienst des Bundes usw. 
sichert. Attraktive Nutzungsbedingungen, wie 
auch die Rücksichtsnahme auf die Anliegen 
der Anwohner sind die Zielsetzungen. Es liegt 
auf der Hand, dass der Linienflugbetrieb einen 
wichtigen Posten in der Ertragsrechnung des 
Betreibers darstellt. Es ist auch unbestritten, 
dass der Linienflug wesentlich zur öffentlichen 
Standortqualität beiträgt und wichtig für die 
wirtschaftliche Bedeutung des Flughafens ist.

Flughafen Bern AG und Airlines  
müssen kooperieren
Wir können davon ausgehen, dass die Haupt-
stadtregion Bern gross genug für einen lebens-
fähigen Flughafenbetrieb ist, aber zu klein, um 
mehreren Carriers eine Ertragsbasis zu bieten. 
Neudeutsche Slogans raten: «Small is beautiful» 
und «reduce to the max».
Bern-Belp muss nach der Formel suchen, die Li-
nienverkehr, Charterangebot und Businessflie-
gerei zu einem attraktiven Gesamtangebot ver-
eint. Nicht zu vergessen sind die Bedeutung der 
Lufttransportabteilung des Bundes, des Rega-
Stützpunktes und der Sportfliegerei. Die Linien-
fliegerei begründet das volkswirtschaftliche und 
öffentliche Interesse, der Charterverkehr stellt 
eine zusätzliche Ertragsstütze dar, die Business-
Fliegerei schliesslich im Individual-Segment 
kann standortpolitische Potenziale aufdecken. 
Wenn man zur Kenntnis nimmt, dass die Sitz-
nahme des Bauhaus-Konzerns in der Gemeinde 
Belp eng mit der Flugbegeisterung des verstor-
benen Eigentümers zusammenhing, erkennt man 
die weitergehende Bedeutung dieses Angebots. 
Angesichts der Überlastung der grossen Flug-
häfen in der Business-Fliegerei bietet sich für 
Bern-Belp Möglichkeit zur Rosine. Im Chancen- 
Portfolio des Projekts «Hauptstadtregion» sind 
bestimmt zusätzliche Möglichkeiten auszuma-
chen. Keinesfalls soll hier ein Mengen-, sondern 
das Qualitätsgeschäft angestrebt werden.
Der Flughafen muss, soweit es die lokalen Gege-
benheiten ermöglichen, auf die Bedürfnisse des 
Home Carriers eingehen. 
Das zurzeit realisierbare Passagieraufkommen 
des Einzugsgebietes von rund 200’000 Personen 
garantiert einer Fluggesellschaft keineswegs ei-
nen bequemen Gewinn. Das Winterhalbjahr ist 
zu mager. Kein Wunder, dass andere Gesell-

Sicht vom künftigen Hangarstandort auf die jetzige Flughafenanlage

Sommer 2017: Hotel/Restaurant Flughafen 
ist geschlossen und verbarrikadiert

Die Ruag; ein wichtiger Partner am  
Flughafen Bern
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schaften, wie die willkommene Helvetic Air, 
sich nur im Sommer zeigen! 

Sind die Leistungen des Betreibers 
zeitgemäss?
Der unvoreingenommene Besucher des Berner 
Flugplatzes begegnet – nach der erneuten 
Schliessung des Flughafen-Hotels/Restaurants – 
einer freundlichen Kiosk-Cafeteria, einer Reihe 
von Desks der Airlines in der Empfangshalle, 
zwei Anzeigetafeln, die eine Landung in einer 
Stunde ankündigen; draussen stehen eine Anzahl 
Taxis, ein Shuttle-Bus nach Belp-Bahnhof ist 
angekündigt – ein Betrieb ohne Stress.
Lediglich zu den An- und Abflugterminen be-
schleunigt sich der Puls in den Hallen.
Der aufmerksame Zeitungsleser jedoch erfährt 
in den kalten Jahreszeiten immer wieder von 
Flügen, die in Basel oder Zürich landen mussten.
Grund dafür ist, dass der Flughafen für Lan-
dungen bei erschwerter Sicht oder Nebel tech-
nisch wohl ausgerüstet, aber durch behördliche 
Auflagen eingeschränkt ist.
Die Skywork hat diesen Mangel reklamiert. Für 
sie bedeutet diese Schwäche ein kostspieliges 
Problem: Die Passagiere müssen mit Bussen 
nach Bern transportiert oder in Hotels unterge-
bracht werden. Wenn das in einem Winterhalb-
jahr wie 2016/2017 öfters passiert, entstehen 
gefährliche Verluste, und das Image des Carriers 

und des Flughafens wird – nicht nur bei den be-
troffenen Passagieren – schwer belastet.
Die Entente Bernoise setzt sich dafür ein, die-
sen Mangel zu beheben: Bern-Belp muss auch 
im Winter zu Randzeiten erreichbar sein, ein 
nebeltauglicher Linienflugplatz werden. Gewiss 
müssen dazu regulatorische, technische und fi-
nanzielle Probleme gelöst werden.
Bei den Finanzen ist der Kanton gefordert: Wenn 
wir seinen Einsatz von 10 Mio CHF für das neue, 
selbsttragende Parking in Grindelwald beden-
ken, sollte der Entscheid zu diesem Qualitäts-
sprung für Bern-Belp zu einem weit niedrigeren 
finanziellen Beitrag leicht zu fällen sein. Das 
Argument des Hauptstadt-Flughafens muss die 
Bresche im Bereiche der regulatorischen Aufla-
gen schlagen. Die Hauptstadt der Schweiz darf 
sich da nicht weiter blamieren!

Die öffentliche und wirtschaftliche  
Bedeutung des Flughafens
Eine Untersuchung der INFRAS trägt die An-
gaben zur wirtschaftlichen Bedeutung mit den 
Zahlen des Jahres 2008 zusammen:

Aber es müssten weitere Alternativen geschaf-
fen werden: Anbindung an inländische und aus-
ländische Hubs zur Schaffung von attraktiven 
internationalen Umsteigemöglichkeiten.
Und immer gilt der Fokus auf zeitsparende 
Services, Dienstleistungen, Komfort usw. Diese 
Qualität zielt auch auf Unternehmen wie jene  
– 4 – der Berner Cluster, der Hauptstadtregion 
oder der Bundesverwaltung.
Bern-Belp steht hier vor einer interessanten He-
rausforderung: Als grösster schweizerischer Re-
gionalflughafen hat er gute Chancen, sich vom 
Club dieser «Kleinen» abzuheben.

Die Bilanz der Entente Bernoise
• �Die fehlende Kontinuität des Flugangebots 

verhindert den Aufbau von Vertrauen und 
Kundenbindung.

• �Das Kommen und Gehen von Fluggesell-
schaften irritiert Reiseveranstalter und Kun-
den.

• �Das Abseitsstehen des Kantons hemmt die 
Entwicklung.

• �Massnahmen wie Zufahrtsstrasse, Parkplät-
ze, Abfertigungszone usw. stehen isoliert da. 
Es fehlt das sichtbare Gesamtkonzept.

• �Trotz allem scheint das Publikum im Ein-
zugsgebiet mehrheitlich treu zu seinem Flug-
platz zu stehen. Trumpf und Chance!

Die Entente Bernoise fordert deshalb:
• �Enge und zieldefinierte Zusammenarbeit.
• �In Zusammenarbeit mit Kanton und BAZL 

muss rasch die Nebeltauglichkeit des Flug-
hafens maximiert werden.

• �Beizug des Kantons zu finanziellen Beiträgen 
zu Leistungen im öffentlichen Interesse; be-
sonders im Bereich der katalytischen Effekte.

• �Rasche Realisierung des geplanten Flugha-
fenausbaus.

• �Die Finanzierung ist in der stabilen Tiefstzins
ära entschlossen anzugehen.

Kein Stress in der Abfertigungshalle

Punkto öffentliches Interesse: Die vorliegende 
differenzierte Analyse der wirtschaftlichen Be-
deutung des Flughafens bietet Handhabe, die 
öffentlichen Effekte näher anzuschauen. In erster 
Linie fällt der «Incoming-Tourismus» ins Ge-
wicht, der insbesondere dem Berner Oberland 
zahlungskräftige Kundschaft einfliegt. Es darf 
spekuliert werden, dass solche Touristen ohne 
dieses Flugangebot zum grossen Teil nicht ins 
Oberland reisen würden.

Das Wunder von Bern

Ausgerechnet zu Allerheiligen konnte die wäh-
rend drei Tagen gegroundete Berner Fluggesell-
schaft SkyWork ihre Auferstehung feiern. Das 
Bundesamt für Zivilluftfahrt BAZL hat Sky-
Work wieder eine unbefristete Betriebsbewilli-
gung erteilt, da ein Finanzierungsnachweis für 

12 Monate erbracht werden konnte. 
Damit ist die sichere Abwicklung 
des Flugbetriebs wieder gewähr
leistet.
 
Damit Skywork auch in Zukunft eine 
Überlebenschance hat, muss sich der 
neue Geldgeber jedoch auf ein län-
geres Engagement einstellen. Dass 
die angepeilten grösseren Maschinen die nötige 
Rentabilität bringen können, stimmt zwar auf 
dem Papier. In der Praxis hat dieser Plan aber nur 
Chancen, wenn SkyWork die zusätzlichen Sitze 
auch tatsächlich verkaufen kann. 
Wichtig ist nun eine direkte ÖV-Anbindung des 
Flughafens Bern. Denn auch für Geschäftsleute 
und die Verwaltung sind Flüge ab Zürich, Basel 
oder Genf meist attraktiver, weil billiger und 

Von Janosch 
Weyermann,  
Grossratskandidat, 
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern, 
Bern

besser erreichbar. Ohne Flugverbindungen in 
europäische Metropolen und zu Flugdrehkreu-
zen würde Bern nur noch mehr den Anschluss 
verlieren. Denn der Markt für Flüge ab Bern ist 
zwar klein, aber auch Bernerinnen und Berner 
fliegen immer mehr. Für Ferienflüge und einzel-
ne Städteverbindungen kann die Rechnung für 
SkyWork aufgehen. Und so lebt der Traum vom 
Fliegen ab Bern vorerst weiter.
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Obligatorisches Pflegekapital fürs Alter:  
Eine prüfenswerte Idee
Das heutige System zur Finanzierung der Kosten für Wohnen, Betreuung und Pflege im Alter stösst an seine Grenzen. Ein neu­
er parlamentarischer Vorstoss zur Schaffung eines obligatorischen Sparkontos bietet Gelegenheit zur ernsthaften Diskussion: 
Kann das komplexe und intransparente System abgelöst werden, und ist ein solches mit mehr Wahlfreiheit und Eigenverant­
wortung möglich?

Presse- und Informationsdienst  
Centre Patronal, 25. Januar 2017

Die Ausgangslage ist unbequem
Vorab eine gute Nachricht: Die Betreuung und 
Pflege für Betagte wurde in wenigen Jahrzehnten 
um Welten besser. Dies zeigt sich bereits im Na-
men der Betriebe, welche nicht mehr «Asyl Got-
tesgnad» heissen, sondern Altersresidenz. Die 
Qualitätssteigerung hin zu umfassender Pflege, 
Betreuung und Aktivierung hat aber auch ihren 
Preis. Im Bericht zur Langzeitpflege schätzt der 
Bundesrat, dass sich aufgrund der demografi- 
schen Entwicklung die öffentlichen Kosten der 
Langzeitpflege von heute 7 Mia. Franken bis im 
Jahr 2030 nahezu verdoppeln werden und bis 
2040 auf 17 Mia. Franken ansteigen.
Deshalb stellt sich ernsthaft die Frage, wer für 
diese Mehrkosten aufkommen soll. Heute sind 
die Beiträge von Krankenkassen und Patienten 
an die Pflegekosten fixiert und relativ beschei-
den, während der von Gemeinde oder Kanton 
bezahlte Beitrag stetig ansteigt. Noch ausge-
prägter zeigt sich die Finanzierung von Pflege-
bedürftigen im AHV-Alter durch Erwerbstätige/
Steuerzahler bei den nichtpflegerischen Kosten, 
welche für Mittellose über die Ergänzungslei-
stungen (EL) bezahlt werden: Diese stiegen 
alleine in den letzten 10 Jahren um 2 Mia. 
Franken auf fast 5 Mia. Franken an. Die Hälfte 
der im Pflegeheim lebenden Personen benötigt 
EL-Unterstützung.
Vor diesem Hintergrund ist es berechtigt, neue 
radikale Lösungen anzudenken. Das heutige 
System ist sehr komplex und sollte vereinfacht 
werden. Bereits die künstliche Aufteilung der 
Kosten in Kategorien wie Pflege, Betreuung, 
Haushaltsführung und Hotellerie bindet unnötig 
viele Ressourcen und dient allein dazu, die Kos
ten auf viele Kostenträger aufzuteilen (nebst 
Bund, Kantonen und Gemeinden auch die Kran-
kenkassen, Patienten und EL). Der mit vie-
len Kostenkategorien und Zahlern verbundene 
Administrativaufwand bringt keinen Mehrwert, 
sondern schafft Intransparenz und Fehlanreize.

Ein interessanter Lösungsansatz
Eigentlich besteht heute schon eine «faktische 
Pflegeversicherung», indem die EL für alle 
Bürger eine vollständige Ausfinanzierung der 
gesamten Aufenthaltskosten im Pflegeheim ga-
rantiert, bei einem Verbleib Zuhause der Beitrag 
für Mietkosten jedoch auf 1’100 Franken be-
grenzt ist! Nur steht genau diese EL wegen der 
stetig steigenden Kosten unter Druck. Zurzeit 
debattiert das Parlament deshalb über Schein-
lösungen wie etwa ein Verbot des Bezugs von 
Pensionskassengeld für die Aufnahme selbstän-
diger Erwerbstätigkeit. Damit würden minime 

Einsparungen mit dem teuren Nachteil erkauft, 
dass die Gründung von Firmen und damit die 
Schaffung von Innovation und Arbeitsplätzen 
enorm erschwert würde.
Einen interessanten Lösungsansatz hat kürzlich 
Avenir Suisse mit dem obligatorischen Sparen 
für Betreuung und Pflege im Alter entwickelt. 
Dieser sieht vor, dass jede Person ab einem ge-
wissen Alter (zum Beispiel ab 55 Jahre) monat-
lich einen fixen Betrag (200 Franken ergäben bis 
zum Lebensende fast 100’000 Franken) auf ein 
eigenes Alterspflegekonto einbezahlt, welches 
später zur Finanzierung der eigenen Bedürfnisse 
dient. Wer diese persönlichen Ersparnisse für 
Betreuung und Pflege nicht vollständig benötigt, 
vererbt sie. So wird die Unterstützung der Ange-
hörigen honoriert und zugleich ein Sparanreiz 
gesetzt, welcher im aktuellen System komplett 

fehlt. Die heute in der EL verpuffenden Gelder 
könnten viel bedürfnisgerechter und insgesamt 
in geringerem Mass für Personen ohne die nöti-
gen Sparmöglichkeiten und mit ungenügendem 
Pflegekapital eingesetzt werden.
Die Betagten könnten an Wahlfreiheit gewin-
nen, weil sie ihre benötigten Dienstleistungen 
selber bestimmen und organisieren – sei es über 
Angehörigenpflege, mit der Spitex zu Hause, 
betreutem Wohnen oder dem Eintritt ins Pfle-
geheim. Aber der grosse Vorteil eines neuen 
Systems läge wohl in der Schaffung von Trans-
parenz. Heute klagen die Bürger über steigende 
Krankenkassenprämien und die öffentliche 

Hand über stetig steigende Ausgaben für Pflege 
und EL. Die komplexen Aufteilungen und Quer-
finanzierungen verteuern das System unnötig. 
Wenn nur noch ein einziger Zahler für sämt-
liche Kosten aufkommt, würde der Dschungel 
der Pflegefinanzierung gelichtet und die aufge-
brachte Zeit für Rechnungsstellung, Zahlung, 
Kontrolle und Inkasso eingespart.

Die Diskussion ist lanciert
Nach einigen Anläufen durch linke Politiker zur 
Schaffung einer sozialen Pflegeversicherung (als 
zentrale, anonyme Umverteilungsmaschine von 
Steuerzahlern zu Pflegebedürftigen) steht nun 
endlich ein ernsthaft zu prüfender Vorschlag zur 
Diskussion. Die von Ständeräten der FDP, CVP 
und SVP eingereichte Motion 16.4086 «Pflege-
sparkonto. Senkung der Krankenkassenprämien 

und Entlastung des Pflegepersonals» zeigt einen 
besseren Weg auf, als ihn die Räte aktuell mit 
Scheinlösungen in der EL-Revision beschrei-
ten. Auf staatliche Eingriffe zur Beschränkung 
des BVG-Kapitalbezugs kann getrost verzichtet 
werden.
Noch sind viele Detailfragen zur Umsetzung 
eines solchen obligatorischen Pflegesparens of-
fen. Genau dies ermöglicht aber dem Parlament 
die offene und ernsthafte Diskussion zur Siche-
rung der in naher Zukunft stark ansteigenden 
Kosten für Wohnen, Betreuung und Pflege un-
serer demografisch alternden Gesellschaft.

Bild: zvg
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Das Stadtentwicklungskonzept als rotgrüne Bibel 
und neue gefährliche Waffe des Gemeinderates  
gegen die Wirtschaft und den motorisierten  
Individualverkehr!

Von Alexander Feuz, Fürsprecher / Stadtrat, 
Fraktionspräsident SVP Fraktion,  

Grossratskandidat Bern

Der Stadtrat nahm am 21.9.2017 das Stadtent-
wicklungskonzept 2016 (nachfolgend STEK) 
zustimmend zur Kenntnis. Die grosse Mehrheit 
des Stadtrates stimmte diesem dirigistischen ide-
ologischen Konzept leider zu. Zudem wurde 
es vom Stadtrat sogar noch verschlimmert: so 
wurde ein Antrag des GB/JA knapp angenom-
men, der zu weiteren massiven Einschränkungen 
unserer Mobilität führen wird. 

Der Verfasser bezeichnete in seinem Rückwei-
sungsantrag das STEK als rotgrüne Bibel. Dies 
aus folgenden Gründen: Das STEK ist ein Füh-
rungsinstrument des rotgrünen Gemeinderates. 
Es legt die strategischen Leitlinien fest, wie sich 
die Stadt zukünftig räumlich entwickeln will. 
Die Bedürfnisse einer funktionierenden Wirt-
schaft werden dagegen weitgehend ausgeblen-
det, was den Leser von Bern Aktuell allerdings 
nicht weiter überraschen wird.

Dabei verstecken sich hinter den an und für sich 
drei noch relativ harmlos tönenden Handlungs-
feldern des STEK:
- Bern wächst dynamisch
- Bern ist grün und vernetzt
- Bern lebt in den Quartieren.
Bei genauer Prüfung der Unterlagen klassische 
rotgrüne Forderungen, die insbesondere gravie-
rende Auswirkungen auf die Wirtschaft und die 
Mobilität haben werden. Sogar der grün-ideolo-
gisch geprägte Vertiefungsbericht Mobilität, das 
klassische Wunschkonzert, muss gemäss Willen 
des Stadtrates nun umgesetzt werden.

Dem Ziel einer Stadt der «kurzen Wege» könnte 
meines Erachtens per se an und für sich durchaus 
zugestimmt werden, wenn man dabei an das Ein-
kaufen an den wöchentlichen Markttagen in der 
Innenstadt denkt und die beschriebenen kurzen 
Wege auch für den Automobilisten Gültigkeit 
haben würden. Letzteres ist aber leider gerade 
nicht der Fall, im Gegenteil soll der Automo-
bilist weitgehend auf der Stadt verdrängt und 
«schikaniert» werden:
- �Zentrale Forderung ist die massive Erhöhung 

des Veloanteils, dies führt z.B. dazu, dass auf 
Velohauptrouten neu ein Winterdienst einge-
führt wird. Der mit Splittern versetzte Schnee 
muss dabei sogar als Sondermüll (!) entsorgt 
werden. Auch werden für 2–3 Velofahrer, die 
trotz bei hochwinterlichen Strassenverkehrs-
verhältnissen unterwegs sein wollen, viele 
Räumungen durch Lastwagen nötig. Dass die-
se Massnahme sicher nicht der viel gepriesenen 

ökologische Nach-
haltigkeit entspricht, 
wird für einmal von 
RGM nicht bean-
standet… 

- �Auch werden das lei-
der bereits beschlos-
sene städtische Veloverleihsystem, das 119 
Standplätze für 2’400 Velos (Kosten gegen 2 
Mio) und der Bau der Velobrücke mit der Stra-
tegie des STEK begründet; 

- �Dagegen sollen gemäss dem Vertiefungsbericht 
Mobilität u.a. folgende Massnahmen gegen 
den motorisierten Gewerbe- und Privatverkehr 
umgesetzt werden:

- �Reduktion des Basisnetzes, d.h. Aufhebung 
von Spuren, Sperrungen von Strassen etc., 
gemäss der Auffassung des zuständigen Ver-
kehrsplaners, Herr Kurt Vogel, soll, wer in 
Bern von einem Quartier in ein anders fahren 
will, die Autobahn benutzen; 

- �Dosierungs- und Lenkungsmassnahmen, d.h. 
«geplante Stauanlagen mit geregeltem Rück-
stau» (motorisierter Individualverkehr);

- �Der MIV Anteil am Gesamtverkehr wird re-
duziert (so muss beim Burgernziel und beim 
Bahnhof der Verkehr erheblich zurückgebun-
den, d.h. gestaut und verdrängt werden, da-
mit das neue Verkehrsregime überhaupt noch 
funktioniert; 

- �Reduktion der Parkierung MIV auf minimales 
Mass, insbesondere sind bei unterschiedlichen 
Flächenansprüchen Parkplätze zugunsten von 
Projekten mit höherem öffentlichen Interesse 
aufzuheben, d.h. Parkplätze werden für Velo-
spuren, öffentliche Plätze etc. umgenutzt; 

- �Das Tram nach Ostermundigen soll trotz des 
Ausbaus der S-Bahn und anderer sinnvoller 
Möglichkeiten durchgezwängt werden.

Die Bedürfnisse der Wirtschaft werden dage-
gen im STEK höchst stiefmütterlich behandelt. 
Immerhin wurde im STEK anerkannt, dass zwi-
schen dem Wunsch nach Verdichtung einerseits 
und Denkmalschutz die Bedürfnisse der Bewoh-
ner nach Grünflächen/Freiräumen anderseits 
Nutzungskonflikte entstehen können. Es wur-
den deshalb sog. Entwicklungsschwerpunkte 
gesetzt, wo eine Verdichtung angedacht werden 
soll. Selbst wenn nun an gewissen Orten ver-
dichtet gebaut werden kann, kann dies nicht die 
Nachteile kompensieren, die durch dirigistische 
Verkehrsvorgaben eingehandelt werden. Zudem 
besteht die grosse Gefahr, dass die Stadt weiter 
rotgrüne Wohnbauzonen für ihre Wählerschaft 
auf Kosten des Steuerzahlers baut. Auch darf 
man sich sehr wohl fragen, ob Bern wirklich so 
gross wachsen muss, wie diese der Gemeinderat 
möchte.

Das STEK als Wolf im Schafspelz und 
möglicher Sargnagel für viele Betriebe 
in der Stadt
Die SVP brachte sich im Mitwirkungsverfahren 
aber auch in der zuständigen Kommission und 
im Stadtrat klar ein und wies dabei mehrfach 
auf die grossen Schwachpunkte des Konzepts 
hin. Leider konnten wir dabei allerdings nie eine 
Mehrheit erhalten. Sämtliche von uns eingerei-
chten Anliegen, Rückweisungsanträge und Pla-
nungserklärungen wurden wuchtig abgelehnt. 
Selbst ein völlig zahnloser Antrag, der vorge-
sehen hätte, dass das Gewerbe über die nötigen 
Abstellplätze und Zugangswege für Kundenan-
lieferungen verfügt, hatte im Rat keine Chance. 
Dabei wies ich meine Ratskollegen in meinem 
Votum vorgängig darauf hin, dass anlässlich 
der Wirtschaftsausschuss-Sitzung mit den an-
wesenden Gewerbevertretern vor wenigen Jah-
ren dieses wichtige Anliegen von allen, auch 
den rotgrünen Kollegen, nachhaltig unterstützt 
würde.
Die rotgrünen Sitzungsteilnehmer haben sich 
leider bei der Abstimmung nicht mehr daran 
erinnert und haben auch diesen Antrag abge-
schmettert. Es ist zu fürchten, dass die Existenz 
der KMU in der Stadt so mit der Zeit abgewürgt 
wird, da sich die Verkehrswege sinnlos ver-
längern. Als Beispiel nenne ich die Oberstadt 
von Burgdorf, wo das leider bereits passiert ist. 
Ich hoffe allerdings noch immer, dass sich der 
Wähler an das Verhalten erinnert und endlich die 
nötigen Konsequenzen zieht!

Schlussbemerkungen
Leider hat das Volk wieder einmal nichts zu 
sagen zu dieser Vorlage. Der Kredit für die Rea-
lisierung ist unter der massgeblichen Grenze, so-
dass dagegen kein Referendum ergriffen werden 
konnte. Auch der Stadtrat kann gemäss Gemein-
deordnung den Bericht nur zustimmend oder ab-
lehnend zur Kenntnis nehmen. Der Steuerzahler 
kostet das STEK aber mindestens 1’490’000.–
Franken. Es ist gleichwohl zu hoffen, dass das 
Konzept nicht wie vorgesehen, umgesetzt wer-
den kann und toter Buchstabe bleibt, wies dies 
auch bei vielen anderen Konzepten der Fall war. 
2020 sind jedenfalls wieder Gemeindewahlen 
und die Karten werden neu gemischt!

Auch der neue Stadtpräsident setzte sich – trotz 
Belehrung durch das Ratspräsidium – bei der 
Beratung dieses Geschäfts wieder einmal über 
die auch für ihn geltende Redezeitbeschränkung 
von 15 Minuten hinweg und verstieg sich zu 
langatmigen Ausführungen von über 30 Minuten 
Dauer, um das STEK zu verteidigen. 
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LeserbriefeVerantwortung
Von This Hagmann, Büro Ha, Hirschenthal/AG 

Wie man Drogen legalisiert. Eine kleine Zu-
sammenfassung. 2008 hat das Schweizer Volk 
eine Legalisierung von «weichen Drogen» mit 
über 63% abgelehnt. Dann wird die Statistik 
breitgeschlagen: 30% der Bevölkerung ab 15 
Jahren haben Erfahrung mit Cannabis. Aktuell 
gibt es ca. 210’000 aktuelle «Verbraucher», also 
regelmässige Kiffer. Nun wird aufgrund der 
hohen Zahl die Legalisierung gefordert. Weil 
gut 70’000 Kiffer einen problematischen Kon-
sum hätten. Die Statistik «act-info» belegt, dass 
mit Kiffen die psychsozialen Störungen und 
Langzeitschäden massiv zunehmen. Umgangs-
sprache: Je länger einer kifft, umso bescheu-
erter wird er. Gemäss Erhebungen der «Killias-
Research», ist bewiesen, dass bei 10,9% aller 
Körperverletzungen Cannabis im Spiel war, 
bei Diebstahl 17,8%. Dramatisch sind auch die 
Führerausweisentzüge (FAE) infolge «bekifft 
fahren»: Hier ergab sich in den letzten 5 Jahren 
eine Verdoppelung der FAE. Aber das kümmert 
die Linksgrünen von «Via secura» nicht. Es 
sind mehrheitlich Drogenbefürworter in diesem 
«Gremium». Und in der Eidg. Kommission für 
Suchtfragen sind Drogen-Kritiker schlicht uner-
wünscht. Bei der Umwandlung der damaligen 
Kommission für Suchtfragen in die Kommis-
sion für Drogenfragen (tönt besser) wurde der 
Liberalisierungskritiker Martin Killias gezielt 
ausgeladen. Damit man in Bern gratis «Stoff» 
abgeben kann – als Test. Wir berichteten darüber. 
Nominiert werden Kommissionsmitglieder vom 
BAG – dem Bundesamt für Gesundheit. Noch 
Fragen? Die EAV spielt auf Oe3 einen bekannten 
Musiktitel: «Tango korrupti».

Klima-Wandel. Am 14. September 2017 gab 
es eine Veranstaltung des Führungsstabes der 
Armee (VBS) für die Ehemaligen (Rentner). Bis 
anhin eine Bereicherung für die Altgedienten mit 
guten Informationen. Nun hat man die Realität 
verlassen. Anlässlich der Veranstaltung gab es 
ein Referat mit diesem Titel: «Die klimatischen 
Herausforderungen der Zukunft und ihre Aus-
wirkungen auf die Einsätze der Armee». Offen-
sichtlich hat die Armee Kräfte, Mittel und Zeit, 
um Klimaforschung zu betreiben. Angeheu-
erter Referent von Div Halter und Personalchef 
Schaad war Dr. Julien Gérard Anet, Master in 
Atmosphären und Klimawissenschaften an der 
Zürcher Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften ZHAW. So schön! Dafür mussten «les 
anciens combattants» nach Bern fahren (selbst- 
bezahlt)? Der Klima-Wandel findet offenbar 
auch im Hirn und Geist statt. Herr General: wo 
ist die Bodenhaftung geblieben? Wir müssen 
nicht Klimaforschung in der 5. Liga betreiben 
sondern allmählich wieder in die Champions 
League aufsteigen! Das wäre Wahrnehmung des 
Sicherheitsauftrages und Auftragserfüllung für 
Staat und Bürger!

Seichtes Geplauder

Die farbblinden Grünen

Flavia Kleiner bezeichnet sich als «Liberale». 
Was in ihrem Gedankengut liberal sein soll, 
bleibt schleierhaft. Das ist eher seichtes so-
zialistisches Geplapper. Ihr «Politprogramm» 
erstreckt sich auf das Einprügeln auf die SVP 
und insbesondere Christoph Blocher. Soll so et-
was konstruktive liberale Gesinnung sein? Diese 
Frau sollte sich mal überlegen, was sie in ihrem 
Leben im Vergleich zu ihrem Hassbild Blocher 
denn geleistet hat? Doch absolut nichts, ausser 

leeren Tönen. Frau Kleiner soll doch zum Bei-
spiel mal nur einen Bruchteil von Arbeitsplätzen 
schaffen, die ein Christoph Blocher geschaffen 
hat und damit mithilft, die Volkswirtschaft in 
Gang zu halten. Dass eine einst bürgerliche 
Zeitung wie die «Berner Zeitung» solche Leute 
noch als «Politstar» hochstilisiert, ist unbegreif-
lich.

Hans-Ueli Michel, 3855 Brienz BE

In der Ausgabe September/Oktober 2017 von 
BernAktuell las ich auf Seite 5, dass Herr 
Nationalrat Erich Hess (SVP) wegen Gebrauchs 
des Wortes «Neger» von den Grünen verzeigt 
worden ist.
Etymologisch ist das Wort «Neger» genau wie 
«Primel» vor rund 450 Jahren in die deutsche 
Sprache übernommen worden. Neger übersetzt 
ins Lateinische heisst «nigro», was «schwarz» 
bedeutet – und Primel übersetzt ins Lateinische 
heisst «primula», was «die Erste» bedeutet.
Wäre «Neger» ein Schimpfwort, würde dann 
einer von uns aus Hass Negerküsse verteilen? 

Einwanderer aus Afrika verstehen kein Deutsch. 
Es sind also die Grünen und ihre Verbündeten, 
die Neger mit dieser Einfältigkeit täuschen. Prä-
zis gesagt: Die Grünen stiften zu Hass an! Daher 
sollte ab sofort jeder dieser Aufwiegler wegen 
böswilliger Hassverbreitung verzeigt werden.
Es war seit Anbeginn die arrogante rot-grün-
linke Allianz, die das Wort «Neger» als rassen-
diskriminierendes Schimpfwort unterstellt hat. 
Offenbar sind die Grünen farbenblind und ken-
nen keine Fremdsprachen.

E. Indlekofer, 4000 Basel BS

www.bernaktuell.ch

Ihr Mietbus für

125 Franken pro Tag!Für eine Pauschale (von 125 Franken) 
stellen wir Ihnen einen Mietbus für einen 
ganzen Tag zur Verfügung (exkl. Kosten für 
Diesel). Der Bus bietet Platz für Rollstühle 
und verfügt je nach Modell über 9 bis 14 
Plätze. Es gibt keine Kilometerbegrenzung.
Wegen der grossen Nachfrage bitte frühzeitig 
reservieren!


